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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-013364/2013
an die Kommission
Artikel 117 der Geschäftsordnung
Michael Cashman (S&D), Ulrike Lunacek (Verts/ALE), Sophia in 't Veld (ALDE), Raül Romeva i 
Rueda (Verts/ALE), Sirpa Pietikäinen (PPE), Kinga Göncz (S&D), Zita Gurmai (S&D), Csaba 
Sándor Tabajdi (S&D) und Baroness Sarah Ludford (ALDE)

Betrifft: Nachbereitung durch die Kommission im Zusammenhang mit der Unvereinbarkeit von 
nationalstaatlichen Rechtsvorschriften mit Rechtsvorschriften der EU über die 
Gleichbehandlung

Am 14. Februar 2012 und am 19. März 2013 machten Mitglieder des Europäischen Parlaments die 
Kommission darauf aufmerksam, dass das ungarische Gesetz CCVI aus dem Jahre 2011 zum Recht 
auf Gewissens- und Religionsfreiheit und zur Rechtsstellung von Kirchen, Religionsbekenntnissen 
und religiösen Gemeinschaften in Ungarn vermeintlich gegen EU-Recht und insbesondere gegen die 
Richtlinie 2000/78/EG verstößt (Schriftliche Anfragen E-001428/2012 und E-003104/2013).

In ihrer Antwort auf die erste Anfrage antwortete die Kommission am 2. April 2012, sie werde die 
ungarischen Behörden um nähere Auskünfte ersuchen und prüfen, ob das ungarische Gesetz mit der 
Richtlinie 2000/78/EG vereinbar sei.

In ihrer Antwort auf letztere Anfrage teilte die Kommission am 17. Mai 2013 mit, sie erwarte die 
Antwort der ungarischen Behörden Ende Mai 2013. 

Welche Antwort hat die Kommission inzwischen erhalten? Ist die Kommission mit den seit 1. August 
2013 eingeführten Änderungen zufrieden? Welche Maßnahmen will die Kommission ergreifen, um 
ihrer Zusage nachzukommen, die Vereinbarkeit dieses Gesetzes mit EU-Recht, insbesondere mit der 
Richtlinie 2007/78/EG, zu prüfen?


